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Schreiben vom 29.12.2014 zu dem vom Anzeigeerstatter erhobenen Vonvurf Stellung. Dr. Hafer-
beck wies zunächst darauf hin. dass nvischen dem Anzeigeerstatter einerseits und peTA
Deutschland e.V. andererseits wegen unterschiedlicher Auffassungen im Hinblick auf Tier-
schutz bzw. den Umgang mit Tierquälerei erheblrche Differenzen schon seit längerer Zeit beste-
hen. Diese Differenzen rühren offenbar auch daher dass der Anzeigeerstatter Harnos Kopi Lu-
wak - Kaffee, vertreibt, der laut PeTA Deutschland e.V durch ,,die tierquälerische Haltung von Ti-
betkatzen" produziert wird.
Dr. Haferbeck sieht in den schon länger andauernden Differenzen ein Motiv für die Erstattung
der Strafanzeige. Dabei gab Dr. Haferbeck in seiner S:ellungnahme an, der Beschuldigte Höff-
ken habe in den Fächern Geographie. Zoologie und Agranvissenschaften die Diplomhauptprü-
fung mit 1-er Noten im Jahre 2009 erfolgreich abgelegt die Unterlagen lägen vollständig in sei-
ner Personalakte vor. Seine Diplomarbeit habe der Beschuldigte Höffken überein zoologisches

Thema abgefasst. was er, Dr Haferbeck. bezeugen könne. Dr. Haferbeck gab jedoch an, es wer-
de da'ron abgesehen d e entspechenden Unterlagen zur Ermittlungsakte zu geben, da er be-
furchte dass oan^ Sr i Storms uno andere Aktionen unter anderem gegen die betroffene Uni-
verstät gestanet'r'urde Dr. Haferbeck befürchtete auch, dass diese Unterlagen für Diffarmie-
rungszwecke missbraucht werden würden
Bei dieser Sachlage st hinsichtlich des vom Anzeigeerstatter erhobenen Vorwurfs auf Folgen-
des hinzuweisen:

Wenn der Anzeigeerstatter von PeTA Deutschland e.V. die Abgabe einer eidesstatflichen Versi-
cherung über die Richtigkeit des Titels Diplomzoologe einfordert, so ist peTA Deutschland e.V.
ebensowenig wie der Beschuldigte selbst dazu verpflichtet, dieser Aufforderung nachzukom-
men. Das bedeutet Peter Höffken kann gegenüber dem Anzeigeerstatter eine solche Erklärunq
abgeben, die rechtlich allerdings keine eidesstattliche Versicherung wäre, oder er lasstf'$f,iicn,t
und einfach. Dem Anzeigeerstatter bleibt es natürlich unbenommen, daraus seine persönlichen
SchlÜsse zu ziehen, unzulässig ist jetzt jedoch, aus dem Umstand, dass der Beschuldigte nicht
in der gewünschten Weise reagierte, zu schließen, der Beschuldigte mache sich eines Verge-
hens des Titelmissbrauchs schuldig. Der Beschuldigte ist auch nicht gegenüber den Ermitttungs-
behörden - gegenüber der Staatsanwaltschaft oder der Polizei - dazu verpflichtet, eine entspre-
:ie"Ce E'rlär'ung abz,-tgeben dies.qchon deshalb nicht i;eil ei- in einenr Er-mitt!ungsver|ahren
gar nicht dazu verpflichtet ist, überhaupt Angaben zu machen.
Zwangsmaßnahmen gegen den Beschuldigten - wie z.B. eine Durchsuchung - müssen außer
Betracht bleiben, es ist nämlich nicht Aufgabe der Ermittlungsbehörden, auf die bloße Verdächti-
gung eines Anzeigeerstatters einen Sachverhalt auszuforschen, Ermittlungen dieser Art dürfen
nur angestellt werden, wenn wirklich konkrete Verdachtsmomente vorhanden sind. Dies ist hier
nicht der Fall.
Das Verfahren war daher einzustellen (§ ,l70 Abs. 2 StpO).


